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[bookmark: _Toc233707698][bookmark: _Toc84427522][bookmark: _Hlk88224661]Auftraggeberin und Vergabestelle
Auftraggeberin und Vergabestelle ist die:
	regiobus Potsdam Mittelmark GmbH
	Brücker Landstraße 22
	14806 Bad Belzig I Germany
regiobus Potsdam Mittelmark GmbH (nachfolgend auch „regiobus“ oder „Auftraggeberin“) ist ein kommunales Verkehrsunternehmen, welches sich im 100%-igen Anteilsbesitz des Landkreises Potsdam-Mittelmark befindet.
Die regiobus ist als öffentliche Auftraggeberin, die im Hinblick auf die Bereitstellung von Verkehrsleistungen eine Sektorentätigkeit erbringt, Sektorenauftraggeberin. Die Beschaffung der batterie-betriebenen Niederflur-Solo-Omnibusse erfolgt daher im Wege einer europaweiten Ausschreibung nach den Vorgaben der Sektorenverordnung (SektVO). 
[bookmark: _Toc233707699]Projektbeschreibung und Auftragsgegenstand
[bookmark: _Toc233707700]Ausgangssituation
Als kommunales Verkehrsunternehmen leistet die regiobus Potsdam Mittelmark GmbH durch die Erbringung von Personenverkehrsleistungen im Landkreis Potsdam-Mittelmark einen großen Beitrag für die Mobilität der hier lebenden Menschen sowie derer, die zwischen der Bundeshauptstadt Berlin und dem südwestlichen an Berlin angrenzenden Raum mit dem nicht schienengebundenen ÖPNV reisen. Mit insgesamt 160 Kraftomnibussen im Fuhrpark zählt die regiobus Potsdam Mittelmark GmbH zu den größten Verkehrsunternehmen im Land Brandenburg.
Um das Reisen mit dem nicht schienengebundenen ÖPNV noch umweltfreundlicher zu gestalten, möchte die regiobus Potsdam Mittelmark GmbH ihren Fuhrpark in den nächsten Jahren auf eine lokal emissionsfreie Antriebstechnologie umstellen und damit gleichzeitig die Beschaffungsquoten nach dem Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz (SaubFahrzeugBeschG) einhalten. Für dieses Vorhaben stehen unterstützend Fördermittel aus dem Sondervermögen „Klima- und Transformationsfonds“ (KTF) vom Bundesministerium für Verkehr (BMV) zur Verfügung.
 
[bookmark: _Toc233707701]Auftragsgegenstand
Mit diesem Vergabeverfahren sollen insgesamt 14 Niederflur-Solo-Omnibusse mit batterie-elektrischem Antrieb beschafft werden. Die Fahrzeuge müssen den Anforderungen der Leistungsbeschreibung entsprechen. Die Ladung der Batteriebusse soll mittels CCS-Ladestecker im Sinne einer Depotladung erfolgen. Die Ladeinfrastruktur wird im Rahmen einer separaten Ausschreibung beschafft.
[bookmark: _Toc84427523][bookmark: _Toc233707702]Inhalt dieser Unterlage
Die vorliegende Unterlage behandelt die Bewerbungsbedingungen der regiobus Potsdam Mittelmark GmbH für den Teilnahmewettbewerb dieses Vergabeverfahrens. Sie stellt keine Vertragsunterlage dar.
[bookmark: _Toc228886572][bookmark: _Toc84427524][bookmark: _Toc233707703]Geltende Bestimmungen für die Vergabe
Der geschätzte Auftragswert in dem vorliegenden Vergabeprojekt befindet sich oberhalb des derzeitigen EU-Schwellenwerts in Höhe von 432.000 EUR (netto) für die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen (vgl. § 106 Abs. 2 Nr. 2 GWB i.V.m. RL 2014/25/EU). Es gilt Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in der aktuellen Fassung. Des Weiteren gelten die Sektorenverordnung (SektVO) und das Brandenburgische Gesetz über Mindestanforderungen für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen (Brandenburgisches Vergabegesetz – BbgVergG) in der jeweils aktuellen Fassung.
[bookmark: _Toc84427525][bookmark: _Toc233707704]Verfahrensart
Das Vergabeverfahren wird nach § 15 Abs. 1 SektVO im Verhandlungsverfahren mit vorherigem Teilnahmewettbewerb durchgeführt. Das Verfahren ist in zwei Stufen aufgeteilt: die erste – der Teilnahmewettbewerb – und die zweite – die Angebotsphase.
[bookmark: _Toc233707705]Zeitplan
Die Auftraggeberin sieht derzeit folgenden Zeitplan für das Vergabeverfahren vor:
	Lfd. Nr.
	Termin/Kalenderwoche (KW)
	Verfahrensschritt

	1.
	7. Juli 2026 
(Dienstag)
	Veröffentlichung der Auftragsbekanntmachung; 
Beginn Teilnahmewettbewerbsfrist

	2.
	29. Juli 2026 (Mittwoch)
	Frist Bewerberfragen

	3.
	7. August 2026, 10:00 Uhr 
(Freitag)
	Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge

	4.
	15. September 2026 (Dienstag)
	Aufforderung zur Abgabe der indikativen Angebote

	5.
	24. September 2026 (Donnerstag)
	Frist Bieterfragen

	6.
	5. Oktober 2026, 10:00 Uhr (Montag)
	Frist für die Abgabe der indikativen Angebote

	7.
	14.-21. Oktober 2026
	Verhandlungen

	8.
	26. Oktober 2026 (Montag)
	Aufforderung zur Abgabe der finalen Angebote

	9.
	4. November 2026 (Mittwoch)
	Frist für den Eingang der finalen Angebote

	10.
	18. November 2026 (Mittwoch)
	Versand der Absageschreiben

	11.
	30. November 2026 (Montag)
	Voraussichtliche Zuschlagserteilung


Die Auftraggeberin behält sich vor, den oben dargestellten zeitlichen Ablauf zu ändern. Die Bewerber sind dazu angehalten, sich die Termine für die Verhandlungsrunden freizuhalten. 
[bookmark: _Toc84427526][bookmark: _Toc233707706]Ablauf des Vergabeverfahrens
[bookmark: _Toc84427527][bookmark: _Toc233707707]Teilnahmewettbewerb
[bookmark: _Toc233707708]Allgemeine Informationen
Im Teilnahmewettbewerb werden die Bewerber von der Auftraggeberin aufgefordert, ihre Eignung für die Erbringung der Leistung anhand der vorgegebenen Eignungskriterien nachzuweisen. Die Eignungsprüfung erfolgt unter den Aspekten der wirtschaftlichen und finanziellen, technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit sowie des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach §§ 122 ff. GWB.
Die für die Eignung erforderlichen Unterlagen sind bis zum Ende der Teilnahmefrist vollständig einzureichen. Die Auftraggeberin behält sich vor, im gesetzlich zulässigen Rahmen Unterlagen nachzufordern.
Jeder Bewerber ist für den fristgerechten Zugang der Unterlagen bei der Auftraggeberin selbst verantwortlich. Mögliche Änderungen der Fristen und Termine werden durch die Auftraggeberin über den Kommunikationsbereich des Projektraums auf dem Vergabemarktplatz Brandenburg bekannt gegeben.

	Hinweis:
Die Auftraggeberin macht darauf aufmerksam, dass die zur Verfügung gestellten Formblätter/Vordrucke zur Erstellung des Teilnahmeantrags durch den Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft zu verwenden sind. Die Auftraggeberin akzeptiert hinsichtlich der Angaben zur Eignung auch die Einreichung einer Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung. 
Zusätzlich geforderte Nachweise sind separat zu erstellen und dem Teilnahmeantrag beizufügen. Der Teilnahmeantrag muss vollständig sein und alle geforderten Angaben, Erklärungen und Nachweise enthalten. Der Teilnahmeantrag ist entsprechend der Anlage A02 Checkliste einzureichender Unterlagen zusammenzustellen und in einzelnen Dateien einzureichen. Die Dateien sind dabei eindeutig und systematisch zu bezeichnen. 


Die Eignung der Bewerber wird durch die Auftraggeberin anhand der veröffentlichten Eignungskriterien ermittelt. Die Eignungskriterien enthalten zum Teil Mindestanforderungen, welche durch den Bewerber / die Bewerbergemeinschaft erfüllt werden müssen. Eine Nichterfüllung einer der veröffentlichten Mindestanforderungen führt zum Ausschluss von diesem Vergabeverfahren. 

[bookmark: _Toc233707709]Anforderungen an die Eignung und das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 
Im Formblatt Teilnahmeantrag (Anlage A03) sind Angaben zum Bewerber/ Bewerbergemeinschaft zu machen. Diese umfassen Angaben zum Unternehmen bzw. im Fall einer Bewerbergemeinschaft auch Angaben zu deren Mitgliedern. Zum Nachweis der Eignung haben sich die Bewerber unter Verwendung der Vordrucke zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen, zur Befähigung zur Berufsausübung, zur wirtschaftlichen und finanziellen sowie zur technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit zu erklären. Dabei gilt, dass die Nichterfüllung einer Mindestanforderung zur Nichtberücksichtigung des Teilnahmeantrags führt.

[bookmark: _Toc233707710]Nachweis über das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen und sonstige erforderliche Angaben 
· Erklärung des Bewerbers / jedes Mitglieds einer Bewerbergemeinschaft / im Falle der Eignungsleihe des eignungsleihenden Unternehmens sowie jedes Unterauftragnehmers zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen nach §§ 123, 124 GWB (Anlage A04).
· Erklärung des Bewerbers / jedes Mitglieds einer Bewerbergemeinschaft zur Einhaltung der Russlandsanktionen (Anlage A09)
· Bei der Bildung einer Bewerbergemeinschaft ist eine von allen Mitgliedern der Bewerbergemeinschaft abgegebene Erklärung vorzulegen, dass die Mitglieder gesamtschuldnerisch haften. Außerdem ist in dieser Erklärung ein bevollmächtigter Vertreter zu benennen, der durch alle Mitglieder der Bewerbergemeinschaft legitimiert ist, die Gemeinschaft im Rahmen des Verfahrens und darüber hinaus zu vertreten (Anlage A10). 
· Für den Fall, dass ein Bewerber oder eine Bewerbergemeinschaft sich zur Erfüllung der wirtschaftlichen und finanziellen und/oder der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit bedient und/oder Kapazitäten anderer Unternehmen verwenden möchte, ist anzugeben, welche diese sind, und es ist nachzuweisen, dass diese Mittel zur Erfüllung tatsächlich dem Bewerber / der Bewerbergemeinschaft zur Verfügung stehen (Anlage A11 in Verbindung mit A12).

[bookmark: _Toc233707711]Nachweis der Befähigung zur Berufsausübung einschließlich Eintragung in einem Berufs- oder Handelsregister 
Zum Nachweis der Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung sind mit dem Teilnahmeantrag folgende Angaben, Erklärungen und Nachweise vorzulegen:
· Der Bewerber / jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft muss eine aktuelle Kopie des Berufs- oder Handelsregisterauszugs vorlegen, die bei Ablauf der Teilnahmefrist nicht älter als sechs Monate ist. Soweit keine Pflicht zur Eintragung in ein Berufsregister und Handelsregister besteht, ist ein vergleichbarer Nachweis über die Existenz und sonstige wichtige Rechts- und Vertretungsverhältnisse des betreffenden Unternehmens einzureichen. Ausländische Bewerber / Mitglieder einer Bewerbergemeinschaft legen eine Bescheinigung der für sie zuständigen Stelle vor. Für nicht deutschsprachige Dokumente sind ergänzend zu diesen jeweils amtlich beglaubigten Übersetzungen in deutscher Sprache beizufügen.

[bookmark: _Toc233707712]Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit 
Zum Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit sind mit dem Teilnahmeantrag folgende Angaben, Erklärungen und Nachweise vorzulegen:
a) [bookmark: _Hlk95322193]Umsätze
[bookmark: _Hlk95322392]Der Bewerber hat den Nettojahresumsatz aus dem Verkauf von batterie‑betriebenen Kraftomnibussen im EWR (EG‑Fahrzeugklasse M3, Klasse I) für die letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre anzugeben (Anlage A05).
Im Fall einer Bewerbergemeinschaft sind die entsprechenden Angaben von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft vorzulegen; maßgeblich ist dann der kumulierte Nettojahresumsatz der Mitglieder der Bewerbergemeinschaft.
Die Eignung gilt als nachgewiesen, wenn der durchschnittliche Nettojahresumsatz über die letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre – bei Bewerbergemeinschaften der durchschnittliche kumulierte Nettojahresumsatz – mindestens 16,8 Mio. EUR beträgt (Mindestanforderung).
b) Erklärung über Haftpflichtversicherung
[bookmark: _Hlk95384422]Erklärung über das Bestehen einer Haftpflichtversicherung oder die Bereitschaft zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung sowie jeweils über die Aufrechterhaltung der Versicherung für den Zeitraum der Leistungserbringung mit einer Deckungssumme für Personenschäden von mindestens 10.000.000 EUR (brutto) und für Sach- bzw. sonstige Vermögensschäden von mindestens 5.000.000 EUR (brutto). Die Versicherung ist bei einem in Deutschland oder der EU zugelassenen Versicherungsunternehmen/Kreditinstitut und nach deutschem Recht abzuschließen (Anlage A06). Im Falle einer Bewerbergemeinschaft ist die Erklärung durch jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft abzugeben. Die Auftraggeberin wird den Bewerber im Falle der Zuschlagserteilung zur Vorlage eines Nachweises über das Bestehen einer Haftpflichtversicherung mit der genannten Mindestdeckungssumme auffordern.
Die Abgabe der Erklärung über das Bestehen einer Haftpflichtversicherung oder die Bereitschaft zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung sowie jeweils über die Aufrechterhaltung der Versicherung für den Zeitraum der Leistungserbringung mit den genannten Deckungssummen ist eine Mindestanforderung. Bei Nichterfüllung der Mindestanforderung bleibt der Teilnahmeantrag des Bewerbers / der Bewerbergemeinschaft unberücksichtigt.

[bookmark: _Toc233707713]Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit
Zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit sind mit dem Teilnahmeantrag folgende Angaben, Erklärungen und Nachweise vorzulegen:
a) [bookmark: _Hlk226449583][bookmark: _Hlk95323363]Qualitätsmanagementsystem nach DIN EN ISO 9001 
Mit dem Teilnahmeantrag ist vom Bewerber / jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft eine gültige Zertifizierung zum Qualitätsmanagementsystem nach DIN EN ISO 9001 (oder gleichwertig) von einer akkreditierten Stelle als Kopie beizulegen.  Sofern der Bewerber den Nachweis einer anderen Zertifizierung einreicht, ist dessen Gleichwertigkeit im Formblatt „Erklärung Eignungsanforderungen“ zu begründen. 
b) Energiemanagementsystem nach DIN EN ISO 50001 (bezogen auf die 
Produktionsstätten der Fahrzeuge) 
Mit dem Teilnahmeantrag ist vom Bewerber / jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft eine gültige Zertifizierung zum Energiemanagementsystem nach DIN EN ISO 50001 (oder gleichwertig) bezogen auf die Produktionsstätten der Fahrzeuge von einer akkreditierten Stelle als Kopie beizulegen.  Sofern der Bewerber den Nachweis einer anderen Zertifizierung einreicht, ist dessen Gleichwertigkeit im Formblatt „Erklärung Eignungsanforderungen“ zu begründen. 
c) Arbeitsschutzmanagementsystem nach DIN EN ISO 45001 (bezogen auf die 
Produktionsstätten der Fahrzeuge)
Mit dem Teilnahmeantrag ist vom Bewerber / jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft eine gültige Zertifizierung zum Arbeitsschutzmanagementsystem nach DIN EN ISO 45001 (oder gleichwertig) bezogen auf die Produktionsstätten der Fahrzeuge von einer akkreditierten Stelle als Kopie beizulegen.  Sofern der Bewerber den Nachweis einer anderen Zertifizierung einreicht, ist dessen Gleichwertigkeit im Formblatt „Technische und berufliche Leistungsfähigkeit“ zu begründen. 
d) Marktaktivität
Es ist in Anlage A05 anzugeben, in welchem Kalenderjahr der Bewerber erstmalig serienreife batterie-betriebenen Solo-Kraftomnibusse (EG-Fahrzeugklasse M3, Klasse I) im EWR verkauft hat. Es muss sich dabei um ein serienreifes Produkt handeln. Der Verkauf eines Prototyps zählt nicht als erster Verkauf. Diese Angaben werden auch im Rahmen der Auswahlkriterien herangezogen (vgl. 7.1.3.3).
e) Fahrzeugabsatz im EWR
Es ist in Anlage A05 anzugeben, welchen	Fahrzeugabsatz der Bieter mit batterie-betriebenen Kraftomnibussen im EWR in den vergangenen fünf Jahren hatte. Bezugszeitpunkt ist der Tag der Veröffentlichung der Auftragsbekanntmachung. Unter Absatz ist die vertraglich geschuldete Übergabe der vorgenannten Busse durch den Auftragnehmer an den Auftraggeber zu verstehen. Diese Angaben werden auch im Rahmen der Auswahlkriterien herangezogen (vgl. 7.1.3.3). Die Auftraggeberin behält sich vor, zum Nachweis des angegebenen Fahrzeugabsatzes geeignete Nachweise nachzufordern, aus denen sich die jeweiligen Vertragspartner der Lieferung mit Mengenangabe, Zeitpunkt und Ansprechperson (inkl. Name, Telefon, E-Mail) ergeben. Ein fehlender oder unzureichender Nachweis kann nach Maßgabe der SektVO zum Ausschluss führen.
f) Referenzen
[bookmark: _Hlk95324265]Zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit, hat der Bewerber Angaben zu den Referenzen in Anlage A07 zu machen. Diese Angaben werden auch im Rahmen der Auswahlkriterien herangezogen (vgl. 7.1.3.3).
Vom Bewerber werden mindestens fünf (5) vergleichbare Referenzen zur Lieferung von serienreifen batterie-betriebenen Kraftomnibusse an ein Verkehrsunternehmen des ÖPNV im EWR gefordert, d.h. es werden Leistungen gefordert, die dem Auftragsgegenstand nahekommen oder ähneln und in Umfang, Komplexität (Vielschichtigkeit) und Schwierigkeitsgrad den ausgeschriebenen Leistungen entsprechen.
Die Referenzen können von folgenden Beteiligten beigebracht werden:
1. dem Bewerber,
2. einem Mitglied der Bewerbergemeinschaft,
3. einem Drittunternehmen, das eine Verpflichtungserklärung mit der Anlage A12 abgegeben hat.
Ein Bewerber kann jedoch im Hinblick auf Nachweise für die (durch die Referenzen nachgewiesene) einschlägige berufliche Erfahrung die Kapazitäten anderer Unternehmen nur dann in Anspruch nehmen, wenn diese die Leistung erbringen, für die diese Kapazitäten benötigt werden.
Folgende Angaben sind zu jeder Referenz zu machen:
· Referenzbezeichnung
· Angabe des Unternehmens, das die Leistungen erbracht hat
· Art des öffentlichen Auftraggebers (privat / öffentlich)
· Auftraggeber der referenzierten Leistung
· Ansprechperson beim Auftraggeber der referenzierten Leistung mit Telefonnummer und E-Mail-Adresse
· Allgemeine Beschreibung der Referenzleistung
· Lieferzeitraum
· [bookmark: _Hlk222227378]Anzahl der batterie-betriebene Kraftomnibusse (EG-Fahrzeugklasse M3, Klasse I) mit einer Mindestfahrzeuglänge von 12 Metern und einer EU-Typengenehmigung
Für die vorstehenden Angaben und Erklärungen zu den Referenzen ist das Formblatt Referenz (Anlage A07) zu verwenden. Auftraggeber der referenzierten Leistung darf auch die Auftraggeberin dieser auszuschreibenden Leistung sein. Es ist zwingend ein Ansprechpartner beim Referenzgeber mit Telefonnummer und E-Mail-Adresse anzugeben. Die Angabe eines Ansprechpartners beim Bewerber selbst oder Verweise auf Geheimhaltungsvereinbarungen können zur Ungültigkeit der Referenz führen.
Mindestanforderungen für jede einzelne Referenz 
· Lieferumfang muss mindestens 10 batterie-betriebene Kraftomnibusse (EG-Fahrzeugklasse M3, Klasse I) mit einer Mindestfahrzeuglänge von 12 Metern und einer EU-Typengenehmigung betragen
· Referenz aus den letzten drei Jahren, Lieferung muss ab 2023 erfolgt sein  
· Auftraggeber war ein privates oder öffentliches Verkehrsunternehmen 
Werden die Mindestanforderungen für jede einzelne vorgelegte Referenz nicht erfüllt, wird diese im Rahmen der Eignungswertung nicht als Referenz berücksichtigt. Teilnahmeanträge, die unter der Berücksichtigung der vorgenannten Mindestanforderung keine vergleichbare Referenz vorweisen können, werden vom Vergabeverfahren ausgeschlossen.  
Die Auftraggeberin behält sich vor, zu den angegebenen Referenzen eigene Nachforschungen anzustellen und / oder Informationen mittels Kontaktierung des Auftraggebers der jeweiligen Referenz einzuholen. Stellt die Auftraggeberin fest, dass die gemachten Angaben falsch sind oder der Bewerber eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung des betreffenden früheren Auftrags erheblich und / oder fortlaufend mangelhaft erfüllt hat, behält sich die Auftraggeberin vor, den Bewerber bei Vorliegen der entsprechenden Tatbestandsvoraussetzungen des § 124 GWB vom Verfahren unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit auszuschließen.
g) Erfahrene Servicewerkstatt
Als Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit hat der Bewerber in Anlage A05 nachzuweisen, dass er über erfahrene Servicewerkstätten in Straßenentfernung nach Google Maps bis zu maximal 50 km vom jeweiligen Betriebshof der Auftraggeberin verfügt. 
Als eine „erfahrene Servicewerkstatt“ im Sinne dieses Verfahrens gilt:
(1) eine Niederlassung des Herstellers oder eine vom Hersteller autorisierte Vertragswerkstatt oder eine sonstige vom Hersteller schriftlich autorisierte Fachwerkstatt,
(2) die nachweislich (i) für die vertragsgegenständlichen Fahrzeuge die vom Hersteller vorgeschriebenen Diagnose- und Reparaturverfahren anwenden kann, (ii) über hierfür qualifiziertes und mit der Instandhaltung/-setzung von Linienbussen erfahrenes Fachpersonal (einschließlich Hochvolt-Qualifikation, soweit einschlägig) verfügt und (iii) über die erforderliche technische Ausstattung (insbesondere Diagnosesysteme und Spezialwerkzeuge) zur Durchführung von Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten an den vertragsgegenständlichen Fahrzeugen verfügt.

h) Sprachniveau Ansprechpersonen
Der Bewerber hat in Anlage A05 die Ansprechpersonen für die Bereiche AfterSales, Service, Ersatzteilmanagement und Reparaturen jeweils mit Namen und Funktion anzugeben. Die benannten Ansprechpersonen müssen die deutsche Sprache mindestens auf dem Niveau C1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen beherrschen. Die Auftraggeberin behält sich vor, zum Beleg des erklärten Sprachniveaus geeignete Unterlagen nachzufordern, etwa anerkannte Sprachzertifikate, Lebensläufe oder sonstige gleichwertige Nachweise. Ein fehlender oder unzureichender Nachweis kann nach Maßgabe der SektVO zum Ausschluss führen.

[bookmark: _Toc233707714]Prüfung der Teilnahmeanträge
Die Prüfung der Teilnahmeanträge erfolgt nach den einschlägigen Vorschriften der SektVO und des GWB. Der Prüfung der Teilnahmeanträge wird folgendes System zugrunde gelegt:

[bookmark: _Toc233707715]Formelle Prüfung
Die Teilnahmeanträge, die nicht fristgerecht eingegangen sind oder die formellen Anforderungen nicht erfüllen, werden vom weiteren Verfahren ausgeschlossen. 
Die Auftraggeberin behält sich vor, unter Beachtung der Grundsätze der Transparenz und Gleichbehandlung die Bewerber aufzufordern, ggf. fehlende, unvollständige oder fehlerhafte unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen oder sonstige Nachweise, nachzureichen, zu vervollständigen oder zu korrigieren, oder fehlende oder unvollständige Unterlagen nachzureichen oder zu vervollständigen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Auftraggeberin hierzu nicht verpflichtet ist und das Fehlen geforderter Unterlagen zum Ausschluss des betroffenen Teilnahmeantrages führen kann. Die Bewerber haben daher sorgfältig darauf zu achten, dass ihre Teilnahmeanträge alle erforderlichen Angaben, Nachweise und Erklärungen enthalten.
Teilnahmeanträge, die auch nach eventueller Nachforderung die formellen Anforderungen nicht erfüllen, werden vom weiteren Verfahren ausgeschlossen.

[bookmark: _Toc233707716]Prüfung der Eignung
Die Teilnahmeanträge, die form- und fristgerecht eingegangen sind, werden auf die Erfüllung der bekannt gegebenen Eignungs- und Mindestanforderungen geprüft. 
Die Auftraggeberin prüft mithin die Einhaltung der Mindestanforderungen an die Eignung, die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung sowie das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen, die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit und die technische und berufliche Leistungsfähigkeit sowie ggf. Drittunternehmen, auf deren Fähigkeiten sich der Bewerber beruft.
Ein Bewerber, der nach dem Ergebnis dieser Prüfung als nicht geeignet angesehen wird oder der die Mindestanforderungen an die Eignung nicht erfüllt, ist nicht weiter teilnahmeberechtigt und wird vom weiteren Verfahren ausgeschlossen.  

[bookmark: _Toc233707717]Wertung der Teilnahmeanträge
Sofern Teilnahmeanträge von mehr als drei geeigneten Bewerbern eingehen, werden Angaben der Bewerber in der Anlage A05 und der Anlage A07 gewertet („Auswahlkriterien“), um eine Rangfolge zwischen den Bewerbern zu ermitteln. Die Bewertung der Angaben erfolgt anhand den in der folgenden Tabelle dargestellten Kriterien.

	Auswahlkriterium
	Max. Punkt-zahl
	Wertung

	Wertungskriterium 1 (WK 1):
Gewertet wird die Zeitdauer der Marktaktivität im EWR hinsichtlich der Lieferung von batterie-betriebenen Solo Kraftomnibussen an Unternehmen im EWR. 
Unter Lieferung ist die Übergabe eines genannten Fahrzeugs an den jeweiligen Auftraggeber zu verstehen. Bezugszeitpunkt ist der Tag der Veröffentlichung der Auftragsbekanntmachung.
(Anlage A05 Erklärung Eignungsanforderungen)
	10
	0 Punkte:
Der Lieferzeitpunkt liegt < 5 Jahre zurück
10 Punkte: 
Der Lieferzeitpunkt liegt ≥ 5 Jahre zurück.


	Wertungskriterium 2 (WK 2):
Gewertet wird der Absatz von batterie-betriebenen Kraftomnibussen im EWR in den vergangen fünf Jahren. Bezugszeitpunkt ist der Tag der Veröffentlichung der Auftragsbekannt-machung. 
Unter Absatz ist die vertraglich geschuldete Übergabe der vorgenannten Busse durch den Auftragnehmer an den Auftraggeber zu verstehen.
Die Auftraggeberin behält sich vor, zum Nachweis des angegebenen Fahrzeugabsatzes geeignete Nachweise nachzufordern, aus denen sich die jeweiligen Vertragspartner der Lieferung mit Mengenangabe, Zeitpunkt und Ansprechperson (inkl. Name, Telefon, E-Mail) ergeben. Ein fehlender oder unzureichender Nachweis kann nach Maßgabe der SektVO zum Ausschluss führen.
(Anlage A05 Erklärung Eignungsanfor-derungen) 
	10
	
0 Punkte:
< 500 relevante Fahrzeuge 
5 Punkte:
500 - 1.200 relevante Fahrzeuge
10 Punkte:
> 1.200 relevante Fahrzeuge

	Wertungskriterium 3 (WK 3):
Gewertet wird, ob der Bewerber mehr als die geforderten mindestens 5 vergleichbaren Referenzprojekte nachweisen kann.
(Anlage A07 Referenzen)
	10
	Bewertet wird die Anzahl der verschiedenen Referenzen, die eingereicht wurden. Es sind mindestens 5 Referenzen einzureichen. 
5 Punkte:                                                                  Durch Ihr Unternehmen wurden 6-10 vergleichbare Referenzen erbracht.
10 Punkte:                                                                       Durch Ihr Unternehmen wurden mehr als 10 vergleichbare Referenzen erbracht.

	Summe
	30
	



In Anlage A05 und Anlage A07 sind die Angaben zu machen, die gemäß den o.g. Wertungskriterien („WK“) gewertet werden sollen.
Die pro Kriterium erzielte Punktzahl wird zu einer Gesamtpunktzahl addiert. Die maximal zu erreichende Gesamtpunktzahl beträgt 30 Punkte. Die Teilnahmeanträge der geeigneten Bewerber werden entsprechend der erreichten Punktzahl in eine Rangfolge gebracht. 
Es werden die drei geeigneten Bewerber mit der höchsten erreichten Gesamtpunktzahl zur Abgabe eines Erstangebots aufgefordert. Der Bewerber mit der vierthöchsten Gesamtpunktzahl erhält den Status als Reservebewerber. 
Können die drei am besten geeigneten Bewerber nicht eindeutig bestimmt werden, gelten für die Rangfolge der Platzierung der punktgleichen Bewerber die folgenden Regelungen, die nacheinander angewendet werden, bis die Plätze 1 - 4 eindeutig bestimmbar sind: 
(1) Es erhält derjenige Bewerber den Vorzug, der im Kriterium WK 3 die höhere Punktzahl erreicht hat.
(2) Es erhält derjenige Bewerber den Vorzug, der im Kriterium WK 1 die höhere Punktzahl erreicht hat.
(3) Es erhält derjenige Bewerber den Vorzug, der im Kriterium WK 2 die höhere Punktzahl erreicht hat.
(4) Falls über keines der unter (1) bis (3) genannten Entscheidungsparameter eine Auswahl erfolgen kann, entscheidet das Los.

[bookmark: _Toc84427528][bookmark: _Toc233707718]Weiterer Verfahrensablauf
Nach derzeitigem Kenntnisstand der Auftraggeberin wird der weitere Verfahrensablauf wie nachfolgend dargestellt erfolgen. Über den konkreten zeitlichen Ablauf des Vergabeverfahrens wird jeweils aktuell entschieden.
Der Zeitplan wird sich dabei an den konkreten Anforderungen des Projektverlaufs orientieren. Er wird den Bewerbern und Bietern jeweils aktuell mitgeteilt.
[bookmark: _Toc233707719]Angebotsphase
Die Angebotsphase beginnt mit der Aufforderung zur Abgabe eines indikativen Angebotes durch die Auftraggeberin an die Bewerber. Die Auftraggeberin wird die geeigneten Bewerber (ab dieser Phase nun „Bieter“ genannt) zur Abgabe eines indikativen Angebotes auffordern. Nebenangebote sind nicht zulässig.
Mit der Aufforderung zur Abgabe eines indikativen Angebotes erhalten die Bieter weitere Vergabeunterlagen sowie die Frist, bis wann das indikative Angebot über die Vergabeplattform im vorhandenen Projektraum hochgeladen sein muss. 
Die Auftraggeberin behält sich vor, den Auftrag bereits auf Grundlage des Erstangebotes zu vergeben, d. h. ohne in Verhandlungen einzutreten (vgl. § 15 Abs. 4 SektVO).Nach Auswertung der indikativen Angebote wird die Auftraggeberin die jeweiligen Bieter zu Verhandlungen über die Angebote auffordern. Die Verhandlungen werden voraussichtlich in den KW 42 bis 43 stattfinden. Die Bewerber werden bereits jetzt gebeten, ihre Verfügbarkeit in diesem Zeitraum sicherzustellen.
[bookmark: _Hlk179982661]Die Auftraggeberin wird vor Zuschlagserteilung für den obsiegenden Bieter / jedes Mitglied der obsiegenden Bietergemeinschaft beim Wettbewerbsregister nach § 6 Abs. 1 WRegG Eintragungen abfragen. Die Auftraggeberin wird zudem bei der zentralen Informationsstelle des Landes Brandenburg nach § 12 Abs. 1, 4 BbgVergG prüfen, ob für den obsiegenden Bieter / ein Mitglied der obsiegenden Bietergemeinschaft / etwaige benannte Unterauftragnehmer Eintragungen in der Sperrliste vorliegen.
Die nicht erfolgreichen Bieter werden über die Zuschlagsabsicht gemäß § 134 GWB vorab informiert werden.
Die Auftraggeberin behält sich Änderungen der Vergabeunterlagen und des Verfahrensablaufs ausdrücklich vor. Insbesondere behält sich die Auftraggeberin vor, weitere Verhandlungsrunden durchzuführen.

[bookmark: _Toc233707720]Bewertung des Angebots
Die Prüfung und Wertung der Angebote erfolgt auf Grundlage der eingereichten Angebotsunterlagen nach den Vorschriften des GWB (§ 97 ff.) und der SektVO (insbesondere §§ 51 ff. SektVO). Diejenigen Angebote, mit denen die Eignung nachgewiesen worden ist und die nicht ausgeschlossen werden, werden anhand der Zuschlagskriterien bewertet. Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt (§ 127 Abs. 1 GWB i.V.m. § 52 Abs. 1 SektVO). Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots erfolgt auf Grundlage der folgenden Formel:

Das wirtschaftlichste Angebot ist das Angebot, das die höchste Wertungspunktzahl (Kennzahl Z) erreicht. Insgesamt können maximal 1.000 Wertungspunkte erzielt werden. Im Falle eines Punktegleichstands erhält das Angebot mit der höchsten Kennzahl P den Vorzug.
Die einzelnen Kriterien werden wie folgt gewichtet:
	Kriterium
	Gewichtung
	Maximal erreichbare Wertungspunkte

	1. Umweltverträglichkeit
	20 %
	200

	a) Energieverbrauch Sommer-Betrieb
	7,5 %
	75

	b) Energieverbrauch Winter-Betrieb
	7,5 %
	75

	c) Nachhaltigkeits- und Kreislaufwirtschaftskonzept
	5,0 %
	50

	2.Erfüllung technischer Anforderungen gem. Lastenheft
	15 %
	150

	3. Konzept Fahrgastinnenraumgestaltung
	5 %
	50

	4. Anschaffungspreis & Lebenszykluskosten 
	60 %
	600

	a) Anschaffungspreis gesamt (netto)
	30 %
	300

	b) Betriebskosten Wartungsaufwand (netto)
	15 %
	150

	c) Betriebskosten Instandsetzungsaufwand (netto)
	15 %
	150

	Summe Kennzahl L
	40 %
	400

	Summe Kennzahl P
	60 %
	600

	Gesamtsumme Z
	100 %
	1.000



Einzelheiten zu den Zuschlagskriterien können der Anlage A19 – Bewertungsmatrix (Änderungen vorbehalten) entnommen werden. 
[bookmark: _Toc233707721]Kennzahl P
Die Kennzahl P wird anhand des Preisblatts (Anlage A20) berechnet. Der Bieter kann hier maximal 600 Wertungspunkte erreichen. Die Kennzahl P setzt sich aus drei separat bewerteten Unterkriterien zusammen, deren Punktzahlen addiert werden:
· „Anschaffungspreis gesamt (netto): maximal 300 Wertungspunkte (Gewichtung 30 %)
· Betriebskosten Wartungsaufwand (netto): maximal 150 Wertungspunkte (Gewichtung 15 %)
· Betriebskosten Instandsetzungsaufwand (netto): maximal 150 Wertungspunkte (Gewichtung 15 %)
Die Bewertung erfolgt für jedes Unterkriterium separat. Die in den jeweiligen Unterkriterien erreichten Wertungspunkte werden anschließend zur Kennzahl P addiert.
Für jedes der drei Unterkriterien gilt: Das Angebot mit dem jeweils niedrigsten Nettowert erhält die volle Punktzahl des jeweiligen Unterkriteriums. Ein fiktives Angebot mit einem Wert vom Zweifachen des niedrigsten Wertes erhält 0 Wertungspunkte. Angebote, die teurer als das fiktive Angebot sind, erhalten ebenfalls 0 Wertungspunkte.
Werte, die zwischen dem niedrigsten Wert und dem fiktiven doppelten Wert liegen, werden nach der folgenden Formel linear interpoliert:
)
PU = Punkte Unterkriterium (erreichte Wertungspunkte im jeweiligen Unterkriterium)
PA = Wert des jeweiligen Angebotes im jeweiligen Unterkriterium (netto)
Pmin = Wert des niedrigsten Angebotes im jeweiligen Unterkriterium (netto)
PPmax = maximal zu erzielende Preispunkte im jeweiligen Unterkriterium (300, 150 oder 150)
Bei der Umrechnung wird auf zwei Dezimalstellen hinter dem Komma genau gerechnet und kaufmännisch gerundet. 
Die Kennzahl P ergibt sich aus der Addition der in den drei Unterkriterien erreichten Wertungspunkte und geht mit einer Gewichtung von 60 % in die Berechnung des Wertes Z ein. 
[bookmark: _GoBack]Einzelheiten ergeben sich aus der Bewertungsmatrix (Anlage A19).
[bookmark: _Toc233707722]Kennzahl L
Die Kennzahl L wird anhand der in der Bewertungsmatrix aufgeführten Bewertungskriterien berechnet. Insgesamt kann der Bieter hier maximal 400 Wertungspunkte erreichen. Die detaillierte Beschreibung und Gewichtung der Einzelkriterien ist der Bewertungsmatrix zu entnehmen. 
Bei der Ermittlung der Kennzahl L wird die Erfüllung des jeweiligen Bewertungskriteriums im Angebot des Bieters gemäß des Wertungsmaßstabs in der Bewertungsmatrix bewertet. Es wird darauf hingewiesen, dass die formalen Anforderungen für das Konzept der Bewertungsmatrix zu entnehmen ist und diese eingehalten werden müssen. Ist ein Konzept länger als die Vorgaben in der entsprechenden Formatierung, wird nur der jeweils korrekte Seitenumfang gewertet.
[bookmark: _Toc228886591][bookmark: _Toc228886592][bookmark: _Toc228886593][bookmark: _Toc228886594][bookmark: _Toc84427530][bookmark: _Toc233707723]Vergabeunterlagen und Bereitstellung
Die Auftraggeberin stellt die für das Vergabeverfahren erforderlichen Unterlagen auf dem Vergabemarktplatz Brandenburg (https://vergabemarktplatz.brandenburg.de) im dafür angelegten Projektraum kostenlos und uneingeschränkt als Download zur Verfügung. Eine Registrierung dafür ist nicht erforderlich. Eine aktive Teilnahme am Vergabeverfahren, insbesondere die Kommunikation mit der Vergabestelle und die elektronische Abgabe eines Teilnahmeantrages durch den Bewerber setzt allerdings eine Registrierung voraus. Die Registrierung ist unter dem nachfolgenden Link möglich: 
https://vergabemarktplatz.brandenburg.de/VMPCenter/company/registration/step1.do?method=step1
Die für den Teilnahmewettbewerb relevanten Unterlagen bestehen – neben der Bekanntmachung und diesen Bewerbungsbedingungen (Anlage A01) – aus den im Anlagenverzeichnis/ Checkliste (Anlage A02) ersichtlichen Dokumenten.
Anlage A02 gibt ferner an, welche Unterlagen und Formulare/Vordrucke zu welchem Zeitpunkt  einzureichen sind.
Änderungen und Ergänzungen an den Vergabeunterlagen sind, sofern nichts anderes bestimmt wurde, unzulässig und können zum Ausschluss führen. Die den Bewerbern zugänglich gemachten Unterlagen dürfen nur zur Erstellung der Teilnahmeanträge und zur Erfüllung des eventuellen Auftrages genutzt werden. 
[bookmark: _Toc84427531][bookmark: _Toc233707724]Prüfung der Vergabeunterlagen, Hinweispflicht, Fragen und Auskünfte
Interessierte Unternehmen können im Rahmen des Teilnahmewettbewerbs Bewerberfragen stellen. Fragen zu der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen sind unverzüglich, spätestens aber bis zu der in Ziffer 6 angegebenen Frist über die Vergabeplattform https://vergabemarktplatz.brandenburg.de unter der Nutzung der Funktion „Kommunikation“ und des Formblatts Bewerberfragen (Anlage A13) einzureichen.
Die Beantwortung von Fragen der Bewerber und sonstige verfahrensrelevante Informationen erfolgen über die Vergabeplattform.
Die Auftraggeberin behält sich vor, auch verspätete Fragen bzw. Auskunftsersuche noch zu beantworten. Eine Verlängerung der Teilnahmefrist erfolgt in diesen Fällen grundsätzlich nicht. 
Im Falle einer Verlängerung der Bewerbungsfrist bleibt der ursprünglich festgelegte Ablauf der Frage- und Auskunftsfrist (ohne Berücksichtigung der Verlängerung) maßgeblich, soweit die Frage- und Auskunftsfrist nicht ausdrücklich ebenfalls verlängert wird.
Antworten auf rechtzeitig eingegangene Fragen wird die Auftraggeberin grundsätzlich auf transparente und gleichbehandelnde Weise unter der Verwendung des Formblatts (Anlage A13) über die Vergabeplattform allen registrierten Bewerbern zur Verfügung stellen. Die Bewerber haben bei der Formulierung der Fragen darauf zu achten, dass darin keine Rückschlüsse auf den Fragenstellenden gezogen werden können oder in der absehbaren Antwort keine vertraulichen Informationen enthalten sind. Andernfalls haben die Bewerber auf vertrauliche Informationen gesondert hinzuweisen.
Mit der Abgabe des Teilnahmeantrags/Angebots bestätigt der Bewerber/Bieter, dass er die Vergabeunterlagen der geforderten Prüfung unterzogen hat, dass die Fragen zu den Vergabeunterlagen vollständig beantwortet sind und die Vergabeunterlagen eine ausreichende Grundlage für die Abgabe des Teilnahmeantrags/Angebots bilden. Im Übrigen gilt § 160 Abs. 3 GWB, auf den die Auftraggeberin ausdrücklich hinweist.
[bookmark: _Toc84427532][bookmark: _Toc233707725]Übermittlung der Unterlagen, Kommunikation und Verfahrenssprache
Die Teilnahmeanträge sind elektronisch bis zu der in der Auftragsbekanntmachung angegebenen Frist über die Vergabeplattform
https://vergabemarktplatz.brandenburg.de
zu übermitteln.
Elektronisch zu übermittelnde Teilnahmeanträge / Angebote sind in Textform nach § 126b BGB über den Vergabemarktplatz Brandenburg im jeweiligen Projektraum hochzuladen. Im Unterschied zur Schriftform bedarf es keiner eigenhändigen Unterschrift. In den Unterschriftenfeldern ist jedoch der Name des Unternehmens und die Person anzugeben, die die Erklärung für das Unternehmen abgibt. Andere auf elektronischem Wege (E-Mail, Telefax etc.) sowie auf dem Postweg übermittelte Teilnahmeanträge sind nicht zugelassen. Die Angebotsabgabe über den Kommunikationsbereich des Projektraumes auf dem Vergabemarktplatz Brandenburg ist unzulässig.
Folgende Dateiformate dürfen verwendet werden: docx (Word), xlsx (Excel), pdf, jpg, png, gif. Eine elektronische Signatur nach dem Signaturgesetz ist nicht notwendig. 
Die Kommunikation zwischen der Vergabestelle und den Bewerbern/Bietern erfolgt ausschließlich über den Vergabemarktplatz Brandenburg unter https://vergabemarktplatz.brandenburg.de im entsprechenden Projektraum zu diesem Vergabeverfahren. Bewerber/Bieter sind bis zum Ablauf der Teilnahmefrist/Angebotsfrist im eigenen Interesse verpflichtet, regelmäßig und selbstständig auf zur Verfügung gestellte, geänderte oder zusätzliche Dokumente und Beantwortungen von Fragen auf dem Vergabemarktplatz Brandenburg im entsprechenden Projektraum zu diesem Vergabeverfahren zu achten.
Die Verfahrenssprache ist deutsch. Alle Dokumente im Vergabeverfahren, wie Teilnahmeanträge und Angebote, sowie die gesamte schriftliche Kommunikation und die Dokumentationen sind in deutscher Sprache zu verfassen und einzureichen. Für nicht deutschsprachige Dokumente sind ergänzend zu diesen jeweils amtlich anerkannte Übersetzungen in deutscher Sprache beizufügen. Für die Richtigkeit der Übersetzung ist der jeweilige Bewerber selbst verantwortlich. An Stellen, an denen es sich nicht vermeiden lässt, insbesondere aus technischen Gründen, ist auch die Verwendung von englischen Fachbegriffen/Textpassagen erlaubt.
[bookmark: _Toc228886598][bookmark: _Toc233707726]Nachforderung von Unterlagen
Für die Nachforderung von Unterlagen gilt § 51 SektVO. Fordert die Auftraggeberin Angaben, Erklärungen oder Nachweise nach, sind diese vom Bewerber über den Vergabemarktplatz Brandenburg im entsprechenden Projektraum unter Beachtung der dort genannten Nutzungsbedingungen einzureichen. Sind die nachgeforderten Unterlagen nicht innerhalb der von der Auftraggeberin genannten Frist durch den Bewerber vorgelegt worden, wird der Teilnahmeantrag von der Wertung ausgeschlossen.
[bookmark: _Toc84427535][bookmark: _Toc233707727]Änderung der Vergabeunterlagen und des Verfahrensablaufs 
Die Auftraggeberin behält sich Änderungen der Vergabeunterlagen und des Ablaufs vor.
[bookmark: _Toc84427536][bookmark: _Toc233707728]Kosten für die Teilnahme am Verfahren
Für die Beteiligung am Vergabeverfahren, insbesondere die Erstellung von Teilnahmeanträgen und Angeboten, erfolgt keine Entschädigung, Kostenerstattung oder Vergütung durch die Auftraggeberin.
[bookmark: _Toc84427529][bookmark: _Toc233707729]Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen
Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat der Bewerber auf Verlangen Auskünfte darüber zu geben, ob und auf welche Art der Bewerber wirtschaftlich und rechtlich mit anderen Unternehmen verbunden ist.
Mehrfachbeteiligungen, d. h. eine parallele Beteiligung am Vergabeverfahren als Bieter, Mitglied einer Bietergemeinschaft und / oder als Unterauftragnehmer können zur Nichtberücksichtigung sämtlicher von der Mehrfachbeteiligung betroffener Bieter / Bietergemeinschaften im weiteren Verfahren führen. Im Falle von Mehrfachbeteiligungen einzelner Bieter / Unterauftragnehmer / anderer Unternehmen (z.B. im Falle einer Beteiligung eines Unternehmens als Einzelbieter einerseits und als Unterauftragnehmer eines anderen Einzelbieters andererseits) ist die Auftraggeberin grundsätzlich gehalten, die Zulässigkeit dieser konkreten Mehrfachbeteiligung im Einzelnen unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls zu prüfen und zu bewerten. Diese Prüfung erfolgt insbesondere dahingehend, ob durch die Mehrfachbeteiligung ein Verstoß gegen den Geheimwettbewerb und den Wettbewerbsgrundsatz vorliegt. Abhängig von den konkreten Umständen des Einzelfalls kann eine Mehrfachbeteiligung verschiedene Konsequenzen haben, ggf. sogar den zwingenden Ausschluss von allen von der Mehrfachbeteiligung betroffenen Bietern.
[bookmark: _Toc84427539][bookmark: _Toc233707730]Bewerber- / Bietergemeinschaften
Die Abgabe von Teilnahmeanträgen und Angeboten durch Bewerber- und Bietergemeinschaften ist zulässig. Bewerbergemeinschaften haben mit ihrem Teilnahmeantrag eine unterzeichnete Erklärung aller Mitglieder abzugeben (Bewerber- / Bietergemeinschaftserklärung (Anlage A10)),
· in der die Bildung einer Bietergemeinschaft im Fall der Angebotsbearbeitung sowie die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft, welche gesamtschuldnerisch haftet, im Fall der Auftragserteilung erklärt ist,
· in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der bevollmächtigte Vertreter bezeichnet ist,
· in der erklärt wird, dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber der Auftraggeberin rechtsverbindlich vertritt.
[bookmark: _Toc233707731]Drittunternehmen
Ein Bewerber kann sich, auch als Mitglied einer Bewerbergemeinschaft, im Rahmen dieses Teilnahmewettbewerbs zum Nachweis seiner wirtschaftlichen und finanziellen sowie technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit auf die Mittel und Kapazitäten anderer Unternehmen berufen (Eignungsleihe gemäß § 47 Abs. 1 SektVO), ungeachtet des rechtlichen Charakters der zwischen ihm und diesen Unternehmen bestehenden Verbindungen. In diesem Fall ist mit dem Teilnahmeantrag vom Bewerber die Anlage A11 Erklärung Eignungsleihe und Unteraufträge und von den benannten Drittunternehmen eine Verpflichtungserklärung mit Anlage A12 „Verpflichtungserklärung von Drittunternehmen“ vorzulegen. Erklärungen Dritter sind unterzeichnet einzureichen. 
Eine mehrfache Beteiligung von Drittunternehmen ist nur zulässig, wenn im Teilnahmewettbewerb nachgewiesen wird, dass durch geeignete Maßnahmen eine Beeinträchtigung des Geheimwettbewerbs infolge der mehrfachen Teilnahme des Drittunternehmens ausgeschlossen ist (vgl. Anlage A12 „Verpflichtungserklärung von Drittunternehmen“).
[bookmark: _Toc228886605][bookmark: _Toc228886606][bookmark: _Toc233707732]Auswechseln von Drittunternehmen im Verfahren
In der Zeit zwischen dem Ablauf der Teilnahmefrist und der Aufforderung zur Abgabe des Erstangebots ist die Auswechslung von Drittunternehmen, auf deren Eignung sich der Bewerber beruft, unzulässig. 
Nach Aufforderung zur Abgabe des Erstangebots sind das Auswechseln oder der Wegfall von Drittunternehmen, auf deren Eignung sich ein Bieter berufen hat, nur auf Antrag über die Vergabeplattform mit Zustimmung der Auftraggeberin zulässig. Die Auftraggeberin erteilt die Zustimmung nur, wenn mit dem Antrag nachgewiesen wird, dass die im Teilnahmewettbewerb festgestellte Eignung des Bewerbers hinsichtlich der in der Wertung ermittelten Platzierung mindestens erhalten bleibt und keine anderen rechtlichen Gründe der Auswechslung bzw. dem Wegfall entgegenstehen, insbesondere der Wettbewerb nicht unzulässig beschränkt wird. Die Auftraggeberin kann diesbezüglich aus ihrer Sicht erforderliche zusätzliche Nachweise und Auskünfte verlangen.
[bookmark: _Toc84427537][bookmark: _Toc233707733][bookmark: _Hlk177706844]Vertraulichkeit der Vergabeunterlagen
Die übersandten Vergabeunterlagen sind vertraulich zu behandeln und dürfen nur im Rahmen dieses Vergabeverfahrens verwendet werden. Jede Veröffentlichung oder Weitergabe (auch nur in Teilen) ist ohne ausdrückliche Zustimmung der Auftraggeberin untersagt. Eine Ausnahme besteht nur dann, wenn die Weitergabe im Rahmen der Erstellung eines Teilnahmeantrags / Angebots erforderlich ist. Mit dem Teilnahmeantrag ist eine Verschwiegenheitserklärung (Anlage A08) durch die Bewerber, allen Mitgliedern einer Bewerbergemeinschaft sowie von allen eignungsleihenden Unternehmen und Unterauftragnehmern zu unterschreiben und einzureichen. 
Die Bewerber haben diejenigen Teile ihrer Teilnahmeunterlagen deutlich – mit der Bezeichnung „vertraulich“ o. ä. – zu kennzeichnen, die Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse enthalten oder nach ihrer Auffassung aus anderen wichtigen Gründen der Geheimhaltung unterliegen. Auf das den Beteiligten eines etwaigen Nachprüfungsverfahrens gem. § 165 Abs. 1 GWB zustehende Akteneinsichtsrecht wird ebenso hingewiesen, wie darauf, dass die Vergabekammer von der Zustimmung der Beteiligten zur Akteneinsicht ausgehen kann, wenn eine Kennzeichnung nicht erfolgt ist (§ 165 Abs. 3 Satz 2 GWB).
[bookmark: _Toc228886609][bookmark: _Toc233707734] Datenschutz
Der Bewerber ist im Hinblick auf die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) verpflichtet sicherzustellen, dass eine Übermittlung personenbezogener Daten durch den Bewerber an die Vergabestelle rechtmäßig ist. Soweit notwendig, hat der Bewerber die betroffenen Personen über die Übermittlung der Daten an die Vergabestelle und deren Verarbeitung für Zwecke des Vergabeverfahrens zu informieren und die Zustimmung der betroffenen Personen einzuholen. Eine gesonderte Information an die betroffenen Personen durch die Vergabestelle erfolgt nicht.
Mit der Einreichung eines Teilnahmeantrags nimmt der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft zur Kenntnis, dass die im Teilnahmeantrag enthaltenen personenbezogenen Daten zum Zwecke der Durchführung des Vergabeverfahrens von der Auftraggeberin gespeichert und verarbeitet werden. Weitere Informationen zum Datenschutz und der Verarbeitung der personenbezogenen Daten in diesem Vergabeverfahren sind der Anlage (Anlage A14) zu entnehmen.
[bookmark: _Toc233707735]Rechtsschutz 
Für die Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen ist zuständig:
 
Vergabekammer des Landes Brandenburg beim Ministerium für Wirtschaft und Energie
Heinrich-Mann-Allee 107 
Potsdam 14473

Telefon: 	0049 331 8661719
Telefax: 	0049 331 8661652
E-Mail: 	Vergabekammer@MWEKE.Brandenburg.de
Unternehmen haben gegenüber der Auftraggeberin einen Anspruch auf Einhaltung der bieter- und bewerberschützenden Bestimmungen über das Vergabeverfahren.
Sieht sich ein Unternehmen durch die Nichtbeachtung von Vergabevorschriften in seinen Rechten verletzt, ist der Verstoß innerhalb von zehn Kalendertagen gegenüber der Auftraggeberin zu rügen (§ 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 GWB). Teilt die Auftraggeberin dem Unternehmen mit, der Rüge nicht abhelfen zu wollen, kann von dem Unternehmen ein Antrag auf Nachprüfung gestellt werden.
§ 160 Abs. 3 GWB regelt die Unzulässigkeit eines Antrages auf Nachprüfung des Vergabeverfahrens.
§ 160 Abs. 3 GWB lautet wie folgt:
	„Der Antrag ist unzulässig, soweit
1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberührt,
2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.
Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Absatz 1 Nummer 2 [GWB]. § 134 Absatz 1 Satz 2 [GWB] bleibt unberührt.“
Bieter, deren Angebote für den Zuschlag nicht berücksichtigt werden sollen, werden vor dem Zuschlag gemäß § 134 GWB darüber informiert. Ein Vertrag darf erst 15 Kalendertage nach Absendung dieser Information durch die Auftraggeberin geschlossen werden. Wird die Information auf elektronischem Weg oder per Fax versendet, verkürzt sich die Frist auf zehn Kalendertage. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information durch die Auftraggeberin; auf den Tag des Zugangs bei dem betroffenen Bieter kommt es nicht an.


[bookmark: _Toc233707736]Wesentliche Vergabeunterlagen Angebotsphase
Zur Gewährung größtmöglicher Transparenz veröffentlicht die Auftraggeberin die Vergabeunterlagen der Angebotsphase teilweise bereits im Rahmen des Teilnahmewettbewerbs. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass diese nicht final sind und ihr Inhalt ggf. Gegenstand der Verhandlungen ist, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bieter mit Einreichung seines Erstangebots u.a. verpflichtet sein wird, einen vollständigen Entwurf des Regiewerkstattvertrages (im Folgenden: „Regiewerkstattvertrag") als eigenständiges Dokument beizufügen. Der Regiewerkstattvertrag regelt die Bedingungen, unter denen die Auftraggeberin Reparaturen und Instandsetzungsarbeiten an den vertragsgegenständlichen Fahrzeugen in eigener Regie durchführen darf (vgl. § 1 Abs. 5 des Vertragsentwurfs nach Anlage A16). Es wird auch hier ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die nachfolgenden Anforderungen nicht final sind.
Der Entwurf des Regiewerkstattvertrages muss den Vorgaben des Liefervertrages (Anlage A16) inhaltlich Rechnung tragen und mit diesen in Einklang stehen. Der Regiewerkstattvertrag tritt im Rang hinter den Liefervertrag zurück; er darf die Rechte der Auftraggeberin aus dem Liefervertrag – insbesondere die Gewährleistungs- und Garantieansprüche nach §§ 14 und 15 sowie die Mängelbeseitigungsrechte nach § 16 des Liefervertrages – weder einschränken noch ausschließen (vgl. § 1 Abs. 5 Satz 2 sowie § 16 Abs. 13 des Liefervertrages).
Inhaltliche Abweichungen oder Widersprüche zwischen dem eingereichten Entwurf des Regiewerkstattvertrages und den Regelungen des Liefervertrages gehen zu Lasten des Bieters. Die Auftraggeberin ist berechtigt, solche Abweichungen und Widersprüche bei der inhaltlichen Prüfung des Erstangebotes zu berücksichtigen; sie können insbesondere zu einem Angebotsausschluss führen, soweit sie eine wesentliche Anforderung des Liefervertrages unterlaufen. 
Der Entwurf des Regiewerkstattvertrages muss (voraussichtlich) mindestens die folgenden Regelungsbereiche vollständig abdecken:
(1) Leistungsumfang und Geltungsdauer: Berechtigung der Auftraggeberin, Eigenreparaturen unterhalb von 3h entsprechend des Richtzeitkatalogs durchführen zu dürfen (sog. „Kleinreparaturen“) unter Angabe von etwaigen Ausschlüssen und der konkreten Abwicklung. Der Regiewerkstattvertrag darf die Verpflichtung des Auftragnehmers zur Vorhaltung einer autorisierten Werkstatt in Straßenentfernung von maximal 50 km vom jeweiligen Betriebshof der Auftraggeberin gemäß § 1 Abs. 6 des Liefervertrages nicht einschränken. Geltungsdauer: mindestens 12 Jahre ab Abnahme des jeweiligen Fahrzeugs.

(2) Schutz von Gewährleistungs- und Garantieansprüchen: Ausdrückliche Regelung, dass die Durchführung von Eigenreparaturen auf Grundlage des Regiewerkstattvertrages die Gewährleistungs- und Garantieansprüche der Auftraggeberin nach §§ 14 und 15 sowie deren Rechte nach § 16 des Liefervertrages weder berührt noch beschränkt und keinen Verzicht auf Mängelrechte darstellt; Regelung einer Beweislast des Auftragnehmers für den Nachweis, dass ein geltend gemachter Mangel allein auf eine Eigenreparatur zurückzuführen ist.

(3) Dokumentationspflichten: Verpflichtung der Auftraggeberin zur Protokollierung aller Eigenreparaturen (Art der Maßnahme, verwendete Ersatzteile, Qualifikation des ausführenden Personals, Datum) und zur zeitnahen schriftlichen Mitteilung an den Auftragnehmer; Regelung zur Abgrenzung von Mängelansprüchen und Eigenreparaturfolgen auf Grundlage dieser Dokumentation.

(4) Technischer Zugang und Qualifikation: Verpflichtung des Auftragnehmers zur Bereitstellung aller für die erlaubten Eigenreparaturen erforderlichen Diagnosezugänge, Softwarewerkzeuge, Freischaltcodes und Zugangsinformationen; Festlegung von Mindestqualifikationsanforderungen an das Eigenreparaturpersonal der Auftraggeberin; Schulungsprogramm des Auftragnehmers für das Eigenreparaturpersonal gemäß § 1 Abs. 8 des Liefervertrages einschließlich Wiederholungsintervallen.

(5) Kosten und Vergütung: Regelung eines Kostenerstattungsverfahrens für Eigenreparaturen, die auf einen Mangel im Sinne des Liefervertrages zurückzuführen sind (§ 1 Abs. 5 Satz 4 des Liefervertrages): Nachweis- und Abrechnungsmodalitäten, Fristen für Rechnungsstellung und Erstattung; vereinbarte Arbeitszeitwerte je Reparaturart sowie ein Referenzstundensatz als Abrechnungsgrundlage; Preisanpassungsregelung für die Vertragslaufzeit, wonach der vereinbarte Referenzstundensatz jährlich entsprechend der Entwicklung des Tarifindex für das Kraftfahrzeuggewerbe oder eines vergleichbaren anerkannten Index angepasst werden kann; Preisanpassungen bedürfen der schriftlichen Mitteilung mit einer Vorlaufzeit von mindestens drei Monaten und sind auf die tatsächliche Indexveränderung begrenzt.

(6) Vorrang des Liefervertrages und Haftungsrahmen: Ausdrückliche Subordinationsklausel, nach der der Regiewerkstattvertrag im Konfliktfall hinter die §§ 1 Abs. 5 sowie 14 bis 16 des Liefervertrages zurücktritt; Ausschluss von Haftungsbeschränkungen, die über die im Liefervertrag vereinbarten Grenzen hinausgehen; Laufzeitbindung an den gesamten Fahrzeuglebenszyklus von 12 Jahren ab Abnahme des zuletzt gelieferten Fahrzeugs.
***
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